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V 

Vorwort 

Die Frage, ob und - wenn ja - unter welchen Voraussetzungen amerikani-
sche Zivilurteile innerhalb der Bundesrepublik Deutschland anerkannt und 
für vollstreckbar erklärt werden können, beschäftigt die deutsche Rechts-
wissenschaft und die Rechtsprechung gleichermaßen. Vorliegende Arbeit 
richtet das Hauptaugenmerk ihrer Untersuchungen auf die Frage, was unter 
dem sog. „Spiegelbildprinzip" - und hierbei insbesondere unter dem Be-
griff „Staat" i.S.d. §328 I Nr. 1 ZPO - zu verstehen ist. Hierbei zeigt sich, 
dass die bisher vertretenen Ansichten keinen für alle Arten von Staaten-
verbindungen in gleicher Weise gültigen, dogmatisch fundierten Lösungs-
ansatz bereitstellen, sondern vielmehr länderspezifisch argumentieren. 

Vorliegende Arbeit hat sich daher zum Ziel gesetzt, ein neues, für alle 
Staatenverbindungen gleichermaßen anwendbares Grundkonzept zu entwi-
ckeln, welches einerseits aus dogmatischer Sicht überzeugen kann, ande-
rerseits aber auch eine einfache praktische Handhabung ermöglicht. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2004/2005 von der Juris-
tischen Fakultät der Universität Regensburg als Dissertation angenommen. 
Für die Veröffentlichung befindet sich diese Arbeit im Wesentlichen auf 
dem Stand von Oktober 2004. 

Meinem hochverehrten Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Herbert Roth, danke 
ich in besonderer Weise für die Anregung des Themas und seine hervorra-
gende Betreuung. Gleichzeitig bin ich dankbar dafür, dass ich in dieser 
Zeit an seinem Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Deutsches, Europäisches 
und Internationales Verfahrensrecht arbeiten durfte, wodurch ich viele 
wertvolle Anregungen erhalten habe. 

Danken möchte ich auch Herrn Prof. Dr. Jörg Fritzsche für die Bereit-
schaft, das Zweitgutachten zu erstellen. 

Für die Aufnahme in die Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts „Stu-
dien zum ausländischen und internationalen Privatrecht" danke ich Herrn 
Prof. Dr. Jan Kropholler. 

Schließlich gilt mein Dank meinen Eltern sowie Frau Alexandra Keil-
hauer, die nicht nur durch ihr Korrekturlesen, sondern auch durch ihr Ver-
ständnis einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Entstehung dieser Arbeit 
geleistet haben. 

Regensburg, Januar 2005 
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Einfuhrung 

§ 1 Gegenstand der Untersuchung 

Die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung ausländischer Zivilurteile 
gehört zu den Schwerpunkten des Internationalen Zivilprozessrechts, ei-
nem Teilgebiet des Internationalen Zivilverfahrensrechts.1 Lange Zeit 
stand hierbei die ordre public-Klausel des § 328 I Nr. 4 ZPO2 und die Ver-
bürgung der Gegenseitigkeit i. S. d. § 328 I Nr. 5 ZPO3 im Rampenlicht ju-
ristischer Untersuchungen.4 Spätestens mit der Entscheidung des BGH 
vom 29. April 1999 - IX ZR 263/975 - ist jedoch auch die wissenschaft-
liche Diskussion um das „Spiegelbildprinzip" von neuem entbrannt, dessen 
Berechtigung und genauer Inhalt seit mehr als hundert Jahren umstritten 
sind.6 Danach kann eine Entscheidung eines ausländischen Gerichts nur 
dann anerkannt und für vollstreckbar erklärt werden, wenn das ausländi-
sche Gericht aus deutscher Sicht zur Entscheidung berufen ist, also die 
„Internationale Anerkennungszuständigkeit" besitzt, wobei sich diese 
durch entsprechende („spiegelbildliche") Anwendung der für die eigenen 
innerstaatlichen Gerichte geltenden Vorschriften der „Internationalen Ent-

1 Untersuchungsgegenstand des Internationalen Zivilprozessrechts sind all diejenigen 
inländischen Rechtsnormen, welche streitige Prozessrechtsverhältnisse mit Auslandsbezug re-
geln, vgl. statt vieler: v. Bar/Mankowski, § 5 Rz. 2; Geimer, IZPR, Rz. 9; Linke, IZPR, Rz. 1; 
Schack, IZVR, Rz. 10 ff.; Schütze, IZPR, S. 2. Zum Internationalen Zivilverfahrensrecht ge-
hören zusätzlich Prozessrechtsverhältnisse auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
des Internationalen Insolvenzrechts und der Internationalen Schiedsgerichtsbarkeit, vgl. statt 
vieler: Schack, IZVR, Rz. 10 ff. Abweichend hiervon: v. Bar/Mankowski, § 5 Rz. 2, der auch 
die Regeln der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum Internationalen Zivilprozessrecht zählt. 

2 Zur Bedeutung der „ordre-public"-Klausel im Rechtsverkehr mit den USA bei „punitive 
damages" vgl. statt vieler: Bungert, ZIP 1992, S. 1707 ff., 1709; Herrmann, S. 66 ff.; Heß, JZ 
2000, S. 373 ff., 378 ff.; Leipold, FS Stoll, S. 625 ff.; Pfeiffer, NJW 1994, S. 1634 ff., 1634; 
Rosengarten, S. 1 ff., 128 ff. (m.w.N.); Schack, ZEuP 1993, S. 306 ff., 328; Schack, IZVR, 
Rz. 869; Schack, ZZP 106 (1993), S. 104 ff., 106 f f ; Schütze, FS Geimer, S. 1025 ff., 
1028 f f ; Stürner, FS 50 Jahre BGH, S. 677 ff., 678 ff. Zur „ordre public"-Prüfung bei 
Schiedssprüchen: Hausmann, FS Stoll, S. 593 ff., 606 ff. Zum europäischen „ordre public": 
Storme, FS Nakamura, S. 581 ff., 588 ff. 

3 Vgl. hierzu beispielsweise: Schütze, Anerkennung, S. 20 (m.w.N.); Schütze, ZVglRWiss 
98 (1999), S. 131 ff., 134 ff.; Süß, FS Rosenberg, S. 229 ff., 231 ff. 

4 Vgl. statt vieler: Coester-Waltjen, FS Buxbaum, S. 101 ff., 103 f.; Koshiyama, S. 1. 
5 BGH, Urteil vom 29.04.1999 - IX ZR 263/97, BGHZ 141, S. 286 ff. 
6 Vgl. statt vieler: Coester-Waltjen, FS Buxbaum, S. 101 f f , 101. 
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scheidungszuständigkeit" bestimmt.7 Diese spiegelbildliche Anwendung 
bereitet - wie das Urteil des Bundesgerichtshofs zeigt - gerade dann 
Schwierigkeiten, wenn die anzuerkennende Entscheidung von einem Ge-
richt einer ausländischen „Staatenverbindung" erlassen wurde, wobei unter 
Staatenverbindung im Folgenden jeder auf Dauer angelegte Zusammen-
schluss von Staaten verstanden werden soll, welcher auf gleicher oder un-
gleicher Basis zustande kommt und von unterschiedlicher Intensität sein 
kann.8 

Die Ursache für diese Schwierigkeiten liegt darin, dass die sowohl für 
die Anerkennung wie auch für die Vollstreckbarerklärung heranzuziehen-
den Voraussetzungen des § 328 ZPO teilweise auf territoriale Anknüp-
fungspunkte zurückgreifen, deren genauer Inhalt bis heute ungeklärt ist. 

Dies zeigt das - der Arbeit zugrunde liegende - Urteil des BGH, in wel-
chem folgender Sachverhalt zur Entscheidung stand: 

Ausgangsfall (Sachverhalt von BGH, Urteil vom 29. April 1999 - IX ZR 263/97, 
BGHZ 141, S. 287 ff. - auf die für vorliegende Arbeit relevanten Fragestellungen 
verkürzt): 

Die in Wisconsin/USA ansässige Klägerin hatte von der L. Company, Inc. aus 
Illinois/USA eine von der deutschen Firma L. Lü. gefertigte Maschine erworben. 

Aufgrund der Mangelhaftigkeit der Maschine klagte die Klägerin vor dem 
United States Court - also einem amerikanischen9 Bundesgericht10 - , Eastern 
District of Wisconsin, gegen die amerikanische L. Company, deren Präsidenten 
und alleinigen Anteilsinhaber (vorliegend: Bekl. zu 1), den Betriebsleiter und In-
haber der deutschen L. Lü. (vorliegend: Bekl. zu 2) sowie den Firmennachfolger 
der L. Lü. (vorliegend: Bekl. zu 3) und erwirkte ein Zahlungsurteil in Form eines 
Versäumnisurteils. 

Da die amerikanische L. Company mittlerweile in Konkurs gefallen war, be-
absichtigte die Klägerin nunmehr, aufgrund des gegen die Bekl. zu 1 - 3 erwirk-
ten US-amerikanischen Zahlungstitels in deren in Deutschland gelegenes Ver-
mögen zu vollstrecken. Im Vollstreckbarerklärungsverfahren machte sie geltend, 
dass die Bekl. zu 1 und zu 2 zum Zeitpunkt der Klagezustellung 1991 ein Grund-
stück in Illinois besessen hätten, welches später auf den Bekl. zu 3 übertragen 
wurde. 

7 Vgl. hierzu ausführlich: § 3 D., Seite 26 ff. 
8 Zum Begriff der „Staatenverbindung" vgl.: Ipsen, § 5 IV Rz. 20. 
9 Sofern im Folgenden die Bezeichnung „amerikanisch" verwendet wird, sind stets nur die 

Vereinigten Staaten von Amerika gemeint. 
10 Zum Aufbau des amerikanischen Gerichtswesens ausführlich: § 7 A., Seite 165 ff. 
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Im Vollstreckbarerklärungsverfahren nach §§ 722 ff., 328 ZPO hatte der 
BGH insbesondere" zu klären, ob das Urteil von einem zuständigen Ge-
richt erlassen worden war. Dies wäre gemäß § 328 I Nr. 1 ZPO zu vernei-
nen gewesen, wenn das amerikanische Bundesgericht in Wisconsin bei 
Anwendung des Spiegelbildprinzips aus deutscher Sicht international nicht 
entscheidungsbefugt gewesen wäre, ihm also die „Internationale Anerken-
nungszuständigkeit"12 gefehlt hätte. Da nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Spiegelbildprinzip die Internationale Anerken-
nungszuständigkeit durch entsprechende Anwendung der Regeln über die 
„Internationale Entscheidungszuständigkeit"13 bestimmt wird14, kam im 
Ausgangsfall als Anknüpfungspunkt für die Internationale Anerkennungs-
zuständigkeit des amerikanischen Bundesgerichts in Wisconsin allein15 das 
Eigentum der Beklagten an den im Staate Illinois gelegenen Grundstücken 
in Betracht. Deutschland gewährt nämlich seinen eigenen nationalen Ge-
richten in analoger Anwendung16 des §23 ZPO die Internationale Entschei-
dungszuständigkeit „für Klagen wegen vermögensrechtlicher Ansprüche 
gegen eine Person, die im Inland keinen Wohnsitz hat", sofern es in 
Deutschland ein Gericht gibt, „in dessen Bezirk sich Vermögen derselben 
oder der mit der Klage in Anspruch genommene Gegenstand befindet".17 

" Die den BGH ebenfalls beschäftigende Frage, ob die amerikanische Klage ordnungs-
gemäß zugestellt worden war, soll vorliegend ausgeblendet werden, um den Umfang dieser 
Arbeit nicht zu sprengen. Vgl. hierzu statt vieler: Roth, ZZP 112 (1999), S. 473 ff., 477 ff. 

12 Vgl. hierzu ausfuhrlich: § 3 A., Seite 17. 
13 Vgl. hierzu ausführlich: § 3 A., Seite 18. 
14 Vgl. hierzu ausführlich: § 3 D., Seite 26 ff. 
15 Vgl. OLG Hamm, Urteil vom 04.06.1997 - 1 U 2/96, IPRax 1998, S. 474 ff., 476; Roth, 

ZZP 112(1999), S. 473 ff., 486. 
16 Vgl. hierzu: § 3 D„ Seite 28. 
17 Zu § 23 ZPO als Grundlage für die Internationale Anerkennungszuständigkeit statt 

vieler: BGH, Urteil vom 29.04.1999 - IX ZR 263/97, BGHZ 141, S. 286 ff., 290; BGH, 
Urteil vom 18.04.1985 - VII ZR 359/83, BGHZ 94, S. 156 ff., 160; BGH, Urteil vom 
03.12.1992 - IX ZR 229/91, BGHZ 120, S. 334 ff., 346 (jeweils m.w.N.). Zöller - Geimer, 
§ 328 Rz. 96b (der sich jedoch für eine restriktive Auslegung des § 23 ZPO ausspricht). 
Basedow, IPRax 1994, S. 183 ff., 186; Chrocziel/Westin, ZVglRWiss 87 (1988), S. 145 ff., 
149; Fricke, IPRax 1991, S. 159 ff., 160 f.; Fr icke, NJW 1992, S. 3066 ff., 3068 f.; Geimer, 
NJW 1991, S. 3072 f f , 3073; Heß, JZ 2000, S. 373 f f , 378; Jayme/Kohler, IPRax 1991, 
S. 361 ff., 363; HdbIZVR III/2 (Martiny), Rz. 640, 673 ff.; Nagel/Gottwald, § 11 Rz. 154; 
Riezler, S. 533 f.; Roth, ZZP 112 (1999), S. 473 f f , 486; Schack, FS Nakamura, S. 491 ff., 
493; Schack, ZZP 107 (1994), S. 75 f f , 78; Stürner/Bormann, JZ 2000, S. 81 ff., 81. 

Zur internationalen Rechtfertigung eines (auf den Wert des im Inland belegenen Vermö-
gens beschränkten) Vermögensgerichtsstandes überzeugend: Fischer, RIW 1990, S. 794 ff., 
795 f.; Schack, ZEuP 1993, S. 306 ff., 319 ff.; Schack, FS Nakamura, S. 491 ff., 511 f.; 
Schack, ZZP 97 (1984), S. 46 ff., 48 ff. 
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Die Anwendung dieser Grundsätze gestaltete sich für den BGH aus zweier-
lei Hinsicht als schwierig: Zum einen besteht in den Vereinigten Staaten 
von Amerika sowohl auf Bundesebene wie auf Ebene der amerikanischen 
Einzelstaaten ein jeweils mehrinstanzliches Gerichtssystem18, zum anderen 
besitzen die amerikanischen Bundesstaaten rechtstatsächlich eine gewisse 
Unabhängigkeit und werden daher gelegentlich als „sovereign" oder „auto-
nomous" bezeichnet.19 

Der BGH stand daher vor der grundlegenden Frage, was im Rahmen des 
§ 328 I Nr. 1 ZPO unter dem Begriff „Staat" zu verstehen ist und welche 
Eigenschaften territoriale Untergliederungen innerhalb von Staatenverbin-
dungen besitzen müssen, um als eigenständiger „Staat" im Sinne des § 328 
I Nr. 1 ZPO betrachtet werden zu können. 

Konkret auf den Ausgangsfall bezogen bedeutete dies, dass der BGH 
darüber zu entscheiden hatte, ob die amerikanischen Bundesstaaten aner-
kennungsrechtlich als eigenständige Staaten betrachtet werden müssen, mit 
der Folge, dass aus deutscher Sicht lediglich die (Bundes-)Gerichte des 
Bundesstaates Illinois international zuständig gewesen wären, da nur dort 
Grundeigentum bestand und damit die zuständigkeitsbegründenden Tatsa-
chen allein im Bundesstaat Illinois verwirklicht waren, oder ob aus deut-
scher Sicht die bundesstaatlichen Grenzen und damit die föderale Unter-
gliederung der Vereinigten Staaten von Amerika - ähnlich wie die Unter-
gliederung Deutschlands in die einzelnen Bundesländer - für die Bestim-
mung der Internationalen Anerkennungszuständigkeit außer Betracht zu 
lassen sind. Letzterenfalls würde der Grundbesitz der Beklagten im Bun-
desstaat Illinois ausreichen, um die Internationale Anerkennungszustän-
digkeit aller amerikanischen (Bundes-)Gerichte innerhalb des gesamten 
amerikanischen Bundesgebietes - und damit auch die Internationale Aner-
kennungszuständigkeit des den Rechtsstreit im Ausgangsfall entscheiden-
den Bundesgerichts im Nachbarstaat Wisconsin - zu begründen. 

Die vorliegende Arbeit möchte diese Diskussion aufgreifen. Sie hat sich 
zum Ziel gesetzt, diejenigen Probleme, welche sich bei der Anwendung 
des Spiegelbildprinzips im Rechtsverkehr mit ausländischen Staatenver-
bindungen typischerweise stellen, juristisch zu durchleuchten und gegebe-

Kritisch zur einschränkenden Auslegung durch den BGH, der einen ausreichenden In-
landsbezug (z.B. BGH, Urteil vom 02.07.1991 - XI ZR 206/90, BGHZ 115, S. 90 ff., 93 ff.) 
fordert: Schack, FS Nakamura, S. 491 ff., 495 f. (mit rechtsvergleichenden Betrachtungen von 
Österreich, USA und Japan). 

18 Vgl. dazu ausführlich: § 7 A., Seite 165 ff. 
19 Vgl. dazu ausführlich: § 6 B.II., Seite 125 ff. 
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nenfalls neue, systematisch begründbare Lösungen bereitzustellen, wobei 
das Hauptaugenmerk auf den Rechtsverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika und die Anerken-
nung US-amerikanischer Zahlungstitel gerichtet sein soll. 



§ 2 Gang der Darstellung 

Die Arbeit untergliedert sich in zwei Hauptteile: 
Im ersten Hauptteil sollen die Anforderungen des Spiegelbildprinzips hin-
sichtlich der Internationalen Anerkennungszuständigkeit bei Staatenver-
bindungen untersucht werden. Ausgehend vom oben dargestellten Aus-
gangsfall soll eine in sich konsistente, wertungswiderspruchsfreie Lösung 
entwickelt werden, welche unabhängig von der konkreten staatsrechtlichen 
Ausgestaltung des Urteilsstaates in der Lage ist, eindeutige Ergebnisse 
hinsichtlich des Vorliegens der Internationalen Anerkennungszuständigkeit 
zu liefern. 

Voraussetzung hierfür ist ein für alle denkbaren Fälle - also sowohl für 
Staatenverbindungen (insbesondere bei Bundesstaaten1, Staatenbünden2 

oder Staatenverbünden3) als auch für zentralistisch organisierte Staaten4 -
gleichermaßen anwendbares, theoretisch fundiertes Grundkonzept, welches 
nach einheitlichen Maßstäben bestimmt, was unter dem Begriff „Staat" im 
Sinne des § 328 I Nr. 1 ZPO zu verstehen ist. Die Notwendigkeit eines der-
artigen Grundkonzepts ergibt sich hierbei bereits aus dem verfassungs-
rechtlich gebotenen Prinzip der Rechtssicherheit, da nach verlässlichen 
Richtlinien festgelegt sein muss, wann ein Beklagter aus inländischer Sicht 
vor einem ausländischen Gericht gerichtspflichtig ist.5 

1 Als Beispiel hierfür kann die Bundesrepublik Deutschland gelten, vgl. statt vieler: Zippe-
lius, § 39 I, S. 404 ff. (mit weiteren Beispielen). 

2 Als historisches Beispiel für einen Zusammenschluss souveräner Staaten kann der 
Rheinbund ( 1 8 0 6 - 1 8 1 3 ) oder der Deutsche Bund (1815 - 1866), aber auch die Konfödera-
tion der amerikanischen Einzelstaaten zwischen 1781 und 1787 gelten, vgl. statt vieler: 
Zippelius, § 39 II, S. 412 ff. (mit weiteren Beispielen). Zur amerikanischen „Confédération" 
ausführlich: § 6 B.III.2., Seite 137 ff. 

3 Hierzu gehören nach h.M. etwa die Europäischen Gemeinschaften (vgl. statt vieler: 
BVerfG, Urteil des zweiten Senats vom 12.10.1993 - 2 BvR 2134, 2159/92 („Maastricht-
Entscheidung), BVerfGE 89, S. 155 ff., 178, 182 ff., 188, 209 ff.; Kirchhof, Die Wahr-
nehmung von Hoheitsgewalt, I 3; Zippelius, § 40 V, S. 425 ff.), wobei sich nach h.M. auch 
durch die Einführung des Europäischen Verfassungsvertrages keine Änderungen an der 
Rechtsnatur der Europäischen Gemeinschaften ergeben werden, vgl. statt vieler: Streinz, 
Rz. 112. 

4 Als Beispiel hierfür kann - trotz der in jüngster Zeit zunehmenden Regionalisierungs-
tendenzen - auch weiterhin Frankreich gelten. Aus der Zeit der Französischen Revolution 
stammt der am 25. September 1792 verkündete Beschluss, Frankreich sei „une et indivisible", 
was über Art. 1 der Französischen Verfassung vom 04. Oktober 1958 („La France est une 
république indivisible") bis heute Gültigkeit beansprucht, vgl. statt vieler: Hoffmann-
Martinot, Länderbericht Frankreich, S. 363 ff., 372 ff. 

5 Vgl. hierzu ausführlich: § 3 B., Seite 19 ff., 21. 
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Vor dem Hintergrund des Ausgangsfalles müssen deshalb folgende, bis-
her von der juristischen Fachliteratur eher wenig beachtete Fragen geklärt 
werden: Welche Auswirkungen hat die innere Organisationsstruktur der 
Staatenverbindung auf die Anwendung des Spiegelbildprinzips? Kommt es 
auf die interne Kompetenzverteilung innerhalb der Staatenverbindung an? 
Inwieweit ist die interne Gerichtsorganisation der Staatenverbindung für 
die Anerkennung nach deutschem Recht relevant? Hat es Auswirkungen, 
wenn innerhalb der Staatenverbindung gleiches (Sach-/Verfahrens-/Kol-
lisions-)Recht angewendet wird? Welche Rolle spielen die Gründungsakte 
der jeweiligen Staatenverbindung? Kommt es auf die Art der Übertragung 
von Hoheitsrechten auf die einzelnen Staatsorgane durch den eigentlichen 
Souverän an? 

Die hier entwickelte Lösung soll im zweiten Hauptteil dieser Arbeit auf 
den Rechtsverkehr mit den Vereinigten Staaten von Amerika angewendet 
und deren Richtigkeit und Handhabbarkeit verifiziert werden. 

Die Anerkennung amerikanischer Urteile in Deutschland ist zum einen 
deshalb von Bedeutung, weil die amerikanischen Gerichte aus deutscher 
Sicht rechtstatsächlich relativ weite Entscheidungszuständigkeiten für sich 
in Anspruch nehmen6 , was zu erheblichen prozessualen Risiken für deut-
sche Firmen führen kann. Die Frage der Vollstreckbarkeit amerikanischer 
Zahlungstitel besitzt daher eine enorme wirtschaftliche Bedeutung, was bei 
der Auslegung des § 328 I Nr. 1 ZPO mitberücksichtigt werden muss. 

Zum anderen ist die Anwendung des in § 328 I Nr. 1 ZPO verankerten 
Spiegelbildprinzips im Verhältnis zu den Vereinigten Staaten von Amerika 
aufgrund deren komplexer Verfassungs- und Organisationsstruktur in der 
deutschen Rechtswissenschaft besonders umstritten, da die Vereinigten 
Staaten von Amerika im internationalen Rechtsverkehr nach außen hin als 
ein einziges, einheitliches Völkerrechtssubjekt auftreten, im Innenverhält-
nis jedoch aus fünfzig relativ selbständigen territorialen Untereinheiten be-
stehen, welche ihrerseits in wichtigen Bereichen eigene Gesetzgebungsbe-
fugnisse besitzen und ein eigenes mehrstufiges Gerichtssystem eingerichtet 
haben.7 

Die vorliegende Arbeit möchte sich daher nicht nur auf die im Aus-
gangsfall aufgeworfene Frage beschränken, wie die internationale Zustän-

6 Vgl. hierzu beispielsweise die jüngst in San Francisco anhängig gemachte Schadens-
ersatzklage gegen Daimler-Chrysler wegen angeblich in Argentinien begangener Menschen-
rechtsverletzungen aufgrund des „Alien Tort Claims Act", Reuters, Nachrichten vom 
15.01.2004. 

7 Zum Aufbau des amerikanischen Gerichtswesens ausfuhrlich: § 7 A., Seite 165 ff. 
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digkeit der amerikanischen Bundesgerichte bestimmt werden kann. Viel-
mehr soll auch untersucht werden, welche Auswirkungen es im Ausgangs-
fall gehabt hätte, wenn die Klage nicht vor einem amerikanischen Bundes-
gericht entschieden worden wäre, sondern vor einem Einzelstaatengericht 
eines amerikanischen Bundesstaates - im Ausgangsfall also nicht durch 
das amerikanische Bundesgericht, den United States Court, Eastern Dis-
trict of Wisconsin, sondern durch eines der erstinstanzlichen Einzelstaaten-
gerichte in Wisconsin, also einen der „Circuit Courts".8 

8 Wisconsin besteht aus zweiundsiebzig counties, die in zehn .judicial administrative 
districts" eingeteilt werden. In jedem dieser zehn Distrikte sind seit der Verfassungsänderung 
von 1972 einheitlich „Circuit Courts" als erstinstanzliche Gerichte zuständig, die zur Zeit mit 
insgesamt 241 „Circuit Court Judges" besetzt sind (Stand: November 2003), Art. 7 Sect. 2 der 
Verfassung von Wisconsin (zuvor gab es „Circuit Courts" und „County Courts" mit unter-
schiedlichen Zuständigkeitsbereichen), vgl. hierzu ausfuhrlich: Informationsseite der Wis-
consin Circuit Courts, http://www.courts.state.wi.us/about/organization/circuit/index.html, 
zuletzt besucht: August 2004. 



1. Teil: 

Das Spiegelbildprinzip als 
Anerkennungsvoraussetzung für ausländische 

Urteile in der Bundesrepublik Deutschland 

§ 3 Die Internationale Anerkennungszuständigkeit als 
Anerkennungs- und Vollstreckbarerklärungsvoraussetzung 

nach §3281 Nr. 1 ZPO 

A. Die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung ausländischer Urteile als 
souveräner Akt staatlicher Hoheitsgewalt 

Schon in den Arbeiten Johann Paul Anselm von Feuerbachs (1775 - 1833)1 

findet sich der allgemeine Grundsatz, dass in Ermangelung eines „Weltge-
setzgebers" jeder Staat selbst aufgrund seiner eigenen Staatssouveränität 
festlegen kann, unter welchen Voraussetzungen er ausländische Urteile im 
Inland anerkennt und für vollstreckbar erklärt.2 Zivilurteile als Akte staat-
licher Gerichte stellen nämlich eine Form der Ausübung von staatlicher 
Hoheitsgewalt dar.3 Aufgrund der völkerrechtlich eindeutigen Zuordnung 

1 Vgl. hierzu ausführlich: § 4 B.II.l, Seite 57 ff. 
2 Feuerbach, II. Kapitel, S. 84 f. 
3 Mit Erlass der gerichtlichen Entscheidung wird die Basis für eine formell und materiell 

rechtskräftige Entscheidung des Rechtsstreits und damit eine Bindung der Parteien in Folge-
prozessen geschaffen („prozessrechtliche Rechtskrafttheorie", vgl. statt vieler: BGH, Urteil 
vom 06.03.1985 - IV b ZR 76/83, FamRZ 1985, S. 580 ff., 581. v. Bar/Mankowski, § 5 
Rz. 113; Jauernig, § 62 S. 248 ff.; Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 148 Rz. 1 ff.). Als Voll-
streckungstitel kann das Urteil zudem einen Vollstreckungsauftrag an die innerstaatlichen 
Vollstreckungsorgane enthalten. Sowohl die Bindungswirkung gegenüber dem erneut ange-
rufenen Richter bzw. der Vollstreckungsauftrag an die Vollstreckungsbehörden als Organe 
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eines Staatsgebietes zu einem Staat („territoriale Souveränität") können 
derart verbindliche Anordnungen nur gegenüber den eigenen Staatsorga-
nen erlassen werden; eine Bindung fremder Staatsorgane wäre mit den 
Prinzipien der Staatensouveränität unvereinbar („Gebietshoheit").4 So 
schreibt bereits Feuerbach: 

„Kein Staat ist ursprünglich berechtigt, irgend einen Theil [sie] seiner höchsten 
Gewalt über ein fremdes Staatsgebiet zu erstrecken, und kein Staat ist ursprüng-
lich verpflichtet, eine mittelbare oder unmittelbare Einwirkung fremder Staats-
gewalt anzuerkennen."5 

Sodann führt er aus, dass sich die 

„Wirksamkeit einer jeden Staatsgewalt nur über den Umfang ihres eignen Ge-
bietes [sie] erstrecke und mithin eine fremde Staatsgewalt innerhalb der Grenzen 
unseres Staatsgebiets von keiner rechtlich verpflichtenden Wirkung sey [sie]."6 

Die sich aus der gerichtlichen Entscheidung ergebenden Wirkungen sind 
daher - ebenso wie nationale Gesetzgebungsakte7 - als Entfaltung von 
Staatstätigkeit zunächst auf das Staatsgebiet desjenigen Staats („Urteils-
staat"8) beschränkt, dessen Gericht ursprünglich tätig geworden ist. Sie 
binden zunächst nur die Gerichte und Behörden des Inlands.9 

staatlicher Hoheitsgewalt sind jedoch Ausfluss der Territorial- und Personalhoheit des Staates 
und damit Zeichen staatlicher Souveränität. 

4 Beys, FS Geimer, S. 67 ff., 67; Geiger, § 45, S. 257, § 60 II. 1., S. 335 (unter Verweis 
auf den Palmas-Schiedsspruch vom 4. April 1928, RIA.A. II S. 239 und den Korfukanal-Fall, 
ICJ Reports 1949, S. 35), § 62 I, S. 341 ff.; Habscheid, FS Geimer, S. 255 ff., 259 ff.; Koshi-
yama, S. 97; Mark/Ziegenhain, NJW 1992, S. 3062 ff., 3062; Schütze, Anerkennung, S. 11; 
Schütze, FS Geimer, S. 1025 ff., 1034; Schock, FS Nakamura, S. 491 ff., 505. 

5 Feuerbach, II. Kapitel, S. 81. 
6 Feuerbach, II. Kapitel, S. 81. 
7 Für diese gilt der Grundsatz der „Exklusivität und Relativität der einzelstaatlichen 

Gesetzgebung", vgl. statt vieler: Ferid, FS Dölle II, S. 119 ff., 130; Geiger, § 7 I 2 d), S. 19 f. 
8 Oftmals auch synonym als „Entscheidungsstaat" bezeichnet, vgl. statt vieler: HdbIZVR 

III/2 (Martiny), Rz. 70. 
9 So folgert bereits Feuerbach, „dass, was die Justizgewalt des einen Staats als Recht er-

kannt hat, nur für diesen Staat als rechtsgültig betrachtet, nicht aber in fremdem Gebiet 
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